
Regelmäßig wird von der Unter-
nehmensseite bei geplanten Ent-
lassungen versucht, den Be-

triebsrat dafür zu gewinnen, eine Liste
mit den Namen der zu kündigenden Ar-
beitnehmer zu erstellen. Die Interes-
sen des Arbeitgebers liegen auf der
Hand: Die Betroffenen hätten kaum
noch eine Chance, gegen ihre Kündi-
gung gerichtlich vorzugehen. Auf diese

Weise würde das Unternehmen eine
hohe Rechtssicherheit für die Verbind-
lichkeit der ausgesprochenen Kündi-
gungen gewinnen.

Manchmal sind solche „Namenslis-
ten“ unproblematisch. Dies ist etwa
dann der Fall, wenn der Betrieb kom-
plett geschlossen wird und alle Be-
schäftigten entlassen werden. Denn in
diesem Fall gibt es keine Auswahlent-
scheidung. Meistens ist aber die Frage,
wem zu kündigen ist, sehr schwierig zu
beantworten. Die notwendige Sozial-
auswahl (vgl. § 1 Abs. 3 KSchG [Kündi-
gungsschutzgesetz]) enthält keine ge-
nauen Vorgaben, sondern nur Anhalts-
punkte, die sehr unterschiedlich bewer-
tet werden können.

Die Auswahl der Personen, denen
gekündigt werden soll, ist Sache des
Arbeitgebers. Mit Hilfe der Namensliste

soll der Betriebsrat „mit ins Boot“ ge-
holt werden und bei der Auswahlent-
scheidung helfen. Sofern dies erfolgt,
kann der Betriebsrat später nicht mehr
sein Anhörungsrecht gemäß § 102 Be-
trVG zu Gunsten der Betroffenen ausü-
ben. Denn er wird kaum gegen „seine“
Namensliste argumentieren. Ebenso ist
eine gegebenenfalls notwendige An-
hörung bei Massenentlassungen (vgl. §
17 Abs. 3 KSchG) mit der Akzeptanz ei-
ner Namensliste erledigt.

Gesetzliche Grundlage

Die Zulässigkeit der Vereinbarung einer
Namensliste findet sich in § 1 Abs. 5
KSchG sowie in § 125 InsO (Insolvenz-
ordnung). Danach besteht die Möglich-
keit, dass der Arbeitgeber bzw. der In-
solvenzverwalter und der Betriebsrat in
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einem Interessenausgleich eine Na-
mensliste vereinbaren. Voraussetzung
dafür ist eine Betriebsänderung. Wird
deswegen ein Interessenausgleich ge-
schlossen, kann diesem eine Liste mit
den Namen der zu kündigenden Be-
schäftigten beigefügt werden.

Betriebsänderung

Über die Durchführung einer Betriebs-
änderung (Interessenausgleich) und die
Verhinderung oder Abmilderung von
Nachteilen daraus (Sozialplan) hat der
Betriebsrat mitzubestimmen. Wann ei-
ne Betriebsänderung zu diesen Rech-
ten führt, hat der Gesetzgeber in § 111
BetrVG festgelegt. Beispielhafte Be-
triebsänderungen finden sich in der Ab-
bildung 1.

Sämtliche in der Abbildung 1 aufge-
zählten Änderungen können Betriebs-
änderungen im Sinne des Betriebsver-
fassungsgesetzes sein. Ob sie die spezi-
ellen Mitbestimmungsrechte auslösen,
hängt davon ab, ob
> mindestens ein erheblicher Teil der
Beschäftigten betroffen ist und diese
wesentliche Nachteile erleiden (vgl. §
111 Abs. 1 Satz 1 BetrVG) oder
> es sich um eine in § 111 Abs. 1 Satz
3 BetrVG aufgezählte Maßnahme han-
delt.

Sofern nur Teile des Betriebs Gegen-
stand einer Betriebsänderung sind,
müssen erhebliche Teile der Beleg-
schaft betroffen sein. Dies zu bestim-
men, ist in der Praxis oftmals schwierig.
Auch die Beschreibung, dass auf die er-

hebliche Bedeutung im Gesamtbetrieb
und auf die Erfüllung der arbeitstechni-
schen Zwecke abzustellen ist (vgl. BAG
vom 06.06.1978 – 1 ABR 495/75),
bringt uns häufig nicht weiter. Sicherer
ist es, auf die Zahl der betroffenen Be-
schäftigten zu schauen. Sind die Werte
des § 17 Abs. 1 Satz 1 KSchG (vgl. Ab-
bildung 2) erreicht oder mindestens 5
% der Belegschaft in dem Betriebsteil
tätig, ist in jedem Fall ein wesentlicher
Teil betroffen (vgl. BAG vom 06.12.
1988 – 1 ABR 47/87).

Für die Fälle der Änderung der Be-
triebsorganisation, des Betriebszwecks
und der Einführung neuer Arbeitsme-
thoden reicht es aus, wenn wir eine
der genannten Betriebsänderungen
als grundlegend anerkennen können
(vgl. BAG vom 17.12.1985 – 1 ABR
78/83). Demnach müssen Änderun-

gen geplant sein, die den Betrieb zwar
nicht völlig, aber zumindest erheblich
verändern.

Interessenausgleich

In einem Interessenausgleich wird be-
schrieben, ob, wie und wann eine ge-
plante Betriebsänderung durchgeführt
werden soll. Das Interesse an solch ei-
ner Vereinbarung hat meist mehr der
Arbeitgeber, da er versuchen wird, den
Betriebsrat für die Betriebsänderung zu
gewinnen und ihn als Fürsprecher so-
wie als Multiplikator einzusetzen, damit
die geplanten Maßnahmen möglichst
reibungslos umgesetzt werden können.
Zudem ist zu beachten, dass mit dem
Abschluss eines Interessenausgleichs
der Anspruch der Beschäftigten auf ei-
nen Nachteilsausgleich gemäß § 113
BetrVG ausgeschlossen wird.

Voraussetzungen für eine
Namensliste

Die Namensliste ist an einige formale
Regeln gebunden. So muss sie Be-
standteil eines Interessenausgleichs
sein (vgl. BAG vom 07.05.1998 – 2 AZR
55/98). Dies bedeutet, dass die Na-
mensliste innerhalb des Interessenaus-
gleichs aufgeführt oder mit diesem zu-
sammengeheftet und gleichzeitig ver-
einbart werden muss (vgl. BAG vom
06.07.2006 – 2 AZR 520/05). Eine
zeitlich nach dem Interessenausgleich
vereinbarte Namensliste ist daher un-
wirksam, weil sie keine einheitliche Ur-
kunde mit dem Interessenausgleich bil-
det (vgl. BAG vom 22.01.2004 – 2 AZR
111/02).

Die Auswahlkriterien müssen erkenn-
bar und die Personen genau zu identifi-
zieren sein, um grobe Verstöße gegen
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Abb. 1: Beispiele für Betriebsänderungen

> Vollständige Aufgabe des Betriebs
> Schließung eines externen Lagers
> Veränderung des Standorts (z.B. Umzug)
> Aufspaltung eines Unternehmens in zwei eigenständige Unternehmen
> Zusammenschluss mit einem anderen Betrieb
> Ausgliederung eines kompletten Betriebsteils
> Gestaltung von neuen Arbeitsabläufen
> Einführung von Telearbeit

Hinweis der Redaktion: Zu verlosen!
Vom Deubner Verlag haben wir drei Exemplare des
von Prof. Dr. Joachim Weyand verfassten, Ende 2009
erschienenen und bereits nach wenigen Monaten ver-
griffenen Buches „Interessenausgleich und Sozial-
plan“ erhalten. Diese wollen wir unter den Leserinnen
und Leser von „der betriebsrat“ verlosen. Wer an der
Verlosung teilnehmen möchte, wird gebeten, uns per
Fax (02381/97223015) oder E-Mail (info@redaktion-
dbr.de) unter dem Stichwort „Namensliste“ Namen
und vollständige Anschrift mitzuteilen. Einsende-
schluss ist der 31.07.2010. Die Verlosung der Bücher
erfolgt unter Ausschluss des Rechtswegs.

Abb. 2: Werte des § 17 Abs. 1 Satz 1 KSchG

Betriebsgröße Betroffene Arbeitnehmer

21 – 59 Arbeitnehmer mehr als 5 Arbeitnehmer
60 – 499 Arbeitnehmer mehr als 25 oder 10 % der Arbeitnehmer
ab 500 Arbeitnehmer mindestens 30 Arbeitnehmer



die Regeln der Sozialauswahl (vgl. § 1
Abs. 3 KSchG) ausschließen zu kön-
nen.

Folgen einer Namensliste

Mit der Namensliste wird – und dies sei
noch einmal betont – für das Unterneh-
men eine hohe Sicherheit erzeugt, dass
die Kündigungen arbeitsgerichtlich
nicht mehr anfechtbar sind. Namenslis-
ten können nur in engen Grenzen mit
Erfolg angegriffen werden (vgl. BAG
vom 21.2.2002 – 2 AZR 581/00). Das
Bundesarbeitsgericht hat die Beschrän-
kung der Prüfbarkeit auf die Sozialaus-
wahlkriterien, deren Gewichtung unter-
einander und die Bildung von auswahl-
relevanten Gruppen von Beschäftigten
bezogen. In all diesen Fällen erfolgt le-
diglich eine Prüfung der Namensliste
auf grobe Fehler. Selbst geringfügige
Änderungen der Namensliste werden
von der Rechtsprechung toleriert (vgl.
BAG vom 21.02.2002 – 2 AZR 581/00).
Sogar das Fehlen einer anderen Be-
schäftigung im Betrieb wird unterstellt
(vgl. BAG vom 23.10.2008 – 2 AZR
163/07).

Für auf der Namensliste verzeichnete
Arbeitnehmer bedeutet dies, dass sie
kaum Chancen haben, die Sozialaus-
wahl gerichtlich zu kippen. Sie müssen
die fehlerhafte Sozialauswahl oder
Gruppenbildung beweisen (vgl. BAG
vom 10.2.1999 – 2 AZR 716/98).

Oft werden Punktesysteme zur Sozial-
auswahl im Interessenausgleich ver-
einbart. Es stellt keinen groben Fehler
dar, wenn es dabei zu sehr geringen
Abständen kommt (BAG vom 17.01.
2008 – 2 AZR 405/06). Auch wenn
nur Kinder berücksichtigt wurden, die
auf der Lohnsteuerkarte eingetragen
sind, obwohl real mehr Kinder mit im
Haushalt leben, soll dies kein grober
Fehler sein (BAG vom 17.01.2008 – 2
AZR 405/06). Eine geringere Berück-
sichtigung des Alters gegenüber der
Betriebszugehörigkeit ist zulässig (vgl.
LAG Niedersachsen vom 16.05.2008
– 16 Sa 1157/07). Gleiches gilt für die
Bildung von Altersgruppen (vgl. BAG
vom 06.11.2008, dbr 9/2009, Seite
40.

Als grob fehlerhaft wurde vom Bun-
desarbeitsgericht eine Namensliste be-
wertet, der keine echte Betriebsände-
rung zugrunde lag (vgl. BAG vom
31.05.2007 – 2 AZR 254/06). Grob
fehlerhaft ist es ferner, wenn von einer
nach einem Punktesystem erstellten
Rangfolge Betroffene einfach heraus-

genommen werden, ohne dass es dafür
eine nachvollziehbare Erklärung gibt
(vgl. LAG Niedersachsen vom 30.06.
2006 – 10 Sa 1816/05). Auch wenn
ausschließlich teilzeitbeschäftigte Ar-
beitnehmer entlassen werden sollen,

ist dies grob fehlerhaft (vgl. LAG Köln
vom 31.03.2006 – 11 Sa 1637/05).
Gleiches gilt, wenn einzelne Arbeitneh-
mer nicht benannt werden, obwohl sie
zu den vergleichbaren Beschäftigten
gehören (vgl. LAG Rheinland-Pfalz vom
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Wortlaut des § 1 Abs. 5 KSchG

Sind bei einer Kündigung auf Grund einer Betriebsänderung nach § 111 des
Betriebsverfassungsgesetzes die Arbeitnehmer, denen gekündigt werden
soll, in einem Interessenausgleich zwischen Arbeitgeber und Betriebsrat na-
mentlich bezeichnet, so wird vermutet, dass die Kündigung durch dringende
betriebliche Erfordernisse im Sinne des Absatzes 2 bedingt ist. Die soziale
Auswahl der Arbeitnehmer kann nur auf grobe Fehlerhaftigkeit überprüft
werden. Die Sätze 1 und 2 gelten nicht, soweit sich die Sachlage nach Zu-
standekommen des Interessenausgleichs wesentlich geändert hat. Der In-
teressenausgleich nach Satz 1 ersetzt die Stellungnahme des Betriebsrates
nach § 17 Abs. 3 Satz 2.

Wortlaut des § 125 InsO

(1) Ist eine Betriebsänderung (§ 111 des Betriebsverfassungsgesetzes) ge-
plant und kommt zwischen Insolvenzverwalter und Betriebsrat ein Interes-
senausgleich zustande, in dem die Arbeitnehmer, denen gekündigt werden
soll, namentlich bezeichnet sind, so ist § 1 des Kündigungsschutzgesetzes
mit folgenden Maßgaben anzuwenden:
1. es wird vermutet, dass die Kündigung der Arbeitsverhältnisse der be-

zeichneten Arbeitnehmer durch dringende betriebliche Erfordernisse, die
einer Weiterbeschäftigung in diesem Betrieb oder einer Weiterbeschäfti-
gung zu unveränderten Arbeitsbedingungen entgegenstehen, bedingt ist;

2. die soziale Auswahl der Arbeitnehmer kann nur im Hinblick auf die Dauer
der Betriebszugehörigkeit, das Lebensalter und die Unterhaltspflichten
und auch insoweit nur auf grobe Fehlerhaftigkeit nachgeprüft werden; sie
ist nicht als grob fehlerhaft anzusehen, wenn eine ausgewogene Perso-
nalstruktur erhalten oder geschaffen wird.

Satz 1 gilt nicht, soweit sich die Sachlage nach Zustandekommen des Inter-
essenausgleichs wesentlich geändert hat.
(2) Der Interessenausgleich nach Absatz 1 ersetzt die Stellungnahme des
Betriebsrats nach § 17 Abs. 3 Satz 2 des Kündigungsschutzgesetzes.

Wortlaut des § 111 BetrVG

In Unternehmen mit in der Regel mehr als 20 wahlberechtigten Arbeitneh-
mern hat der Unternehmer den Betriebsrat über geplante Betriebsänderun-
gen, die wesentliche Nachteile für die Belegschaft oder erhebliche Teile der
Belegschaft zur Folge haben können, rechtzeitig und umfassend zu unter-
richten und die geplanten Betriebsänderungen mit dem Betriebsrat zu bera-
ten. Der Betriebsrat kann in Unternehmen mit mehr als 300 Arbeitnehmern
zu seiner Unterstützung einen Berater hinzuziehen; § 80 Abs. 4 gilt entspre-
chend; im Übrigen bleibt § 80 Abs. 3 unberührt. Als Betriebsänderungen im
Sinne des Satzes 1 gelten
1. Einschränkung und Stilllegung des ganzen Betriebs oder von wesentli-

chen Betriebsteilen,
2. Verlegung des ganzen Betriebs oder von wesentlichen Betriebsteilen,
3. Zusammenschluss mit anderen Betrieben oder die Spaltung von Betrieben,
4. grundlegende Änderungen der Betriebsorganisation, des Betriebszwecks

oder der Betriebsanlagen,
5. Einführung grundlegend neuer Arbeitsmethoden und Fertigungsverfahren.



22.02.2006 – 9 Sa 917/05).

Mitwirkung des 
Betriebsrats

Der Betriebsrat hat zu entscheiden, ob
er an den beabsichtigten Kündigungen
aktiv mitwirken will. Schließlich hat er
nach dem Betriebsverfassungsgesetz
lediglich die Aufgabe, die Richtigkeit
der Unternehmensentscheidung be-
züglich einer geplanten Kündigung zu
überprüfen. Mit der Namenliste wird er
demgegenüber an der Auswahlent-
scheidung beteiligt. Im Interessenaus-
gleich muss er mit dem Unternehmen
den „Wert“ der unterschiedlichen Sozi-
aldaten beschreiben. Zumeist wird dies
mit einem Punktesystem erfolgen.
Dann hat er gegebenenfalls Gruppen
von Beschäftigten zu bilden und so ge-
nannte Leistungsträger zu identifizie-
ren, die nicht in die Sozialauswahl ge-
langen sollen. Innerhalb der Gruppen
entstehen auf diese Weise Rangfolgen
der Arbeitnehmer. Diese wiederum
sind der Maßstab dafür, wer eine Kün-
digung erhalten soll.

Sofern sich der Betriebsrat für eine
aktive Mitwirkung bei der Auswahl der
zu entlassenden Arbeitskollegen ent-
scheidet, sollte er sicherstellen, dass
von der Kündigung nur solche Arbeit-
nehmer betroffen werden, die aus dem
Unternehmen ausscheiden wollen oder
bei denen eine Platzierung auf der Na-
mensliste zu 100 % in Ordnung ist. Lei-
der wird der Betriebsrat in der Regel
weder das eine noch das andere beur-
teilen können.

Ausblick

Es mag notwendig und gerechtfertigt
sein, bei Massenentlassungen Grup-
penbildungen und Auswahlrichtlinien
zu vereinbaren – die Vereinbarung ei-
ner Namensliste ist mir jedoch zu risi-
koreich. Nur wenn es keine Auswah-
lentscheidung gibt, sollte eine Na-
mensliste für den Betriebsrat denkbar
sein. Dies wäre beispielsweise bei der
Kündigung aller Beschäftigten sowie
bei einer Insolvenz des Arbeitgebers
der Fall.

Den „Preis“ für die Namensliste zah-
len immer die darauf Platzierten. Die
Erfolgsaussichten von Kündigungs-
schutzprozessen sind als äußerst ge-
ring zu beurteilen. Auch dies sollte der
Betriebsrat bedenken, wenn er sich für
oder gegen die Vereinbarung einer Na-
mensliste entscheiden muss.■■
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